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Antrag der Fraktionen DIE LINKE, der SPD und Bündnis 90/Die Grünen 

Fachärztliche Versorgung für Papierlose sicherstellen 

Die medizinische Versorgung aller hier lebenden Menschen ist ein wesentli-
cher Aspekt des Sozialstaatsprinzips und der damit verbundenen öffentlichen 
Daseinsvorsorge. Nicht nur im Grundgesetz, sondern auch in der Allgemeinen 
Erklärung der Menschenrechte, in dem UN-Sozialpakt, in der Kinderrechts-
konvention und in der Frauenrechtskonvention wird das Recht auf körperliche 
Unversehrtheit beziehungsweise das Recht auf Gesundheit verankert. Den-
noch gibt es eine nicht unbedeutsame Anzahl von Personen, die dieses Recht 
nicht oder nicht in einem angemessenen Umfang wahrnehmen können oder 
dürfen. Gemeint sind hierbei die Menschen, die aufgrund fehlender Aufent-
haltstitel nicht sozialversichert sind. Allein in Bremen wird von schätzungs-
weise über 4 000 papierlosen Personen ausgegangen, darunter auch Kinder 
und Schwerkranke. 

Um diese Not zu lindern, richtete der Bremer Senat im Jahr 2009 die Humani-
täre Sprechstunde ein. Diese bietet eine kostenfreie Basisversorgung an und 
wird auf Wunsch anonym durchgeführt. Dort können Menschen ohne Papiere 
Ärztinnen und Ärzte aufsuchen oder eine Überweisung für entsprechende 
Fachärztinnen/Fachärzte bekommen. Zehn Jahre Praxiserfahrung der Bremer 
Gesundheitsämter deuten jedoch darauf hin, dass nach wie vor Handlungsbe-
darf besteht. Für einige fachärztliche Bereiche kann nach wie vor eine Behand-
lung nicht flächendeckend sichergestellt werden. Das jetzige Abrechnungssys-
tem ist kompliziert und aufwändig.  

Um die bestehenden gesundheitlichen Versorgungslücken zu schließen, ist die 
Erweiterung des sogenannten Bremer Modells für Papierlose anzustreben. 
Dem 1993 begonnenen Bremer Gesundheitsversorgungsprogramm für Ge-
flüchtete wird eine bundesweite Pionierrolle zugeschrieben. Alle Leistungsbe-
rechtigten nach dem Asylbewerberleistungsgesetz besitzen im Land Bremen 
eine AOK-Gesundheitskarte und können regulär Ärztinnen/Ärzte konsultieren 
und behandelt werden. Auf diese Weise können auf der einen Seite unnötig 
komplexe Abrechnungsverfahren vermieden werden, sowie verwaltungsauf-
wändige Ausgaben von Krankenscheinen in Sozial- oder Gesundheitsämtern, 
wie in anderen Bundesländern gängig ist. Auf der anderen Seite wird es den 
Betroffenen die stigmatisierende Erfahrung erspart, nur unter erschwerten Be-
dingungen Gebrauch der Gesundheitsregelversorgung machen zu dürfen. Eine 
Gesundheitskarte für Papierlose könnte gleiche Bedingungen schaffen. Sie 
müsste, abgesehen vom Passbild, anonymisierte Daten enthalten, denn andern-
falls könnten die Betroffenen eine Weitermeldung an die Ausländerbehörden 
befürchten, und die Gesundheitskarte würde ihr Ziel verfehlen. Ein weniger 
weitgehendes Modell bestünde darin, dass Papierlose im Rahmen der Huma-
nitären Sprechstunde einen Krankenschein mit anonymisierten Daten erhalten, 
der für eine bestimmte ambulante oder stationäre Behandlung die Übernahme 
der Kosten bei grundsätzlich freier Arztwahl ermöglichen könnte. 
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Die Bürgerschaft (Landtag) möge beschließen:  

Die Bürgerschaft (Landtag) fordert den Senat auf, ein Konzept zu erstellen, wie 
die fachärztliche Versorgung von Papierlosen sichergestellt und ihre weitge-
hende Integration in die Regelversorgung gewährleistet werden kann. Dabei 
ist prioritär die Realisierbarkeit einer anonymisierten Gesundheitskarte zu prü-
fen. Das Konzept ist den Deputationen für Gesundheit und Verbraucherschutz 
sowie für Soziales, Jugend und Integration binnen sechs Monaten zur Beratung 
vorzulegen. 

Sofia Leonidakis, Nelson Janßen und Fraktion DIE 
LINKE 

Ute Reimers-Bruns, Birgitt Pfeiffer, Mustafa Güngör 
und Fraktion der SPD  

Ilona Osterkamp-Weber, Sahhanim Görgü-Philipp, 
Björn Fecker und Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
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